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A 4: Schormann Architekten vom 28.01.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Bebauungsplan wurde mittlerweile überarbeitet. Dabei wurde dem 
Wunsch entsprochen, im nördlichen Teil des Plangebietes eine über-
baubare Grundstücksfläche anstatt einer Fläche für Stellplätze festzu-
setzen. Die Zielsetzungen der städtebaulichen Planung werden da-
durch nicht verändert. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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A 5: Bayer Real Estate GmbH vom 30.01.2014 
 

 

1.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.): 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen zum Bebauungs-
plan wurde eine neue Bewertung der „Beamtenkolonie“ vorgenommen. 
Auf Grund der historisch gewachsenen Situation des Nebeneinanders 
von Wohnen und Industrie wurde die „Beamtenkolonie“ als sogenannte 
Gemengelage eingestuft. Im Sinne des Gebots der Rücksichtnahme 
und der diesbezüglichen Rechtsprechung sind demnach in einer Ge-
mengelage, in dem zum Wohnen dienenden Gebiet, höhere Belästi-
gungen hinzunehmen, als die in einem Reinen oder Allgemeinen 
Wohngebiet zulässigen Belastungen. Demzufolge erfolgt für die „Beam-
tenkolonie“ im Sinne des rechtlich zu ermittelnden Zwischenwertes bzw. 
Mittelwertes, die Einstufung als Mischgebiet.  
 
zu 2.): 
Die Bezeichnung als „Beamtenkolonie“ wird in den Unterlagen an den 
betreffenden Stellen korrigiert. 
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zu 3.): 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde auf die 
Festsetzung von Abstandsklassen verzichtet. Die Ansiedlung wohnver-
träglicher gewerblicher Nutzungen wird nun durch den Ausschluss be-
stimmter allgemein und aller ausnahmsweise zulässiger Nutzungen in 
einem Gewerbegebiet sichergestellt. Der Wohnverträglichkeit dient 
auch der Ausschluss von geruchsemittierenden Betrieben und Anlagen 
sowie von Störfallanlagen. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen und hinsichtlich der 
Bezeichnung der „Beamtenkolonie“ und deren planungsrechtliche Ein-
stufung in eine andere Baugebietskategorie sowie den Verzicht auf 
Festsetzungen gemäß der Abstandsliste gefolgt.  
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A 6: Currenta GmbH & Co. OHG vom 31.01.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.): 
Die zustimmende Äußerung zu der Ansiedlung der Hauptfeuer- und 
Rettungswache wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2.) Vorbeugender Immissionsschutz: 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde vom TÜV 
Rheinland eine gutachterliche Stellungnahme zur Thematik Störfallan-
lagen (Seveso-II-Richtlinie) erarbeitet. Die dort empfohlenen Aus-
schlüsse weiterer Nutzungen und Nutzungsarten wurden in den Bebau-
ungsplan übernommen. Somit kann sichergestellt werden, dass inner-
halb des Plangebietes keine schutzbedürftigen Nutzungen im Sinne der 
Störfallverordnung (KAS-18) entstehen.  
Darüber hinaus soll die Umsetzung weitergehender organisatorischer 
und technischer Schutzmaßnahmen über Auflagen in der Baugenehmi-
gung, städtebauliche Verträge o.ä. gesichert werden. Die Maßnahmen 
tragen zu einem zusätzlichen Schutz bei potentiellen Störfällen bei. 
 
Der zitierte Begründungstext diente im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gungsverfahren lediglich dem Hinweis auf die noch anstehenden erfor-
derlichen Untersuchungen hinsichtlich der Störfallproblematik. Der be-
treffende Text wurde im Rahmen der Überarbeitung durch die Erläute-
rungen zu den Schutzmaßnahmen vor Störfallanlagen ersetzt. 
 
Zu den vorgeschlagenen organisatorischen und technischen Schutz-
maßnahmen zählt nicht mehr der bisher optional vorgeschlagene An-
schluss an die Sicherheitszentrale des CHEMPARKS.  
 
zu 3.): Art der baulichen Nutzung: 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen zum Bebauungs-
plan wurde eine neue Bewertung der „Beamtenkolonie“ vorgenommen. 
Auf Grund der historisch gewachsenen Situation des Nebeneinanders 
von Wohnen und Industrie wurde die „Beamtenkolonie“ als sogenannte 
Gemengelage eingestuft. Im Sinne des Gebots der Rücksichtnahme 
und der diesbezüglichen Rechtsprechung sind demnach in einer Ge-
mengelage, in dem zum Wohnen dienenden Gebiet, höhere Belästi-
gungen hinzunehmen, als die in einem Reinen oder Allgemeinen 
Wohngebiet zulässigen Belastungen. Demzufolge erfolgt für die „Beam-
tenkolonie“ im Sinne des rechtlich zu ermittelnden Zwischenwertes bzw. 
Mittelwertes, die Einstufung als Mischgebiet.  
 
zu 4.): Technische Ver- und Entsorgung: 
Ein Anschluss an den privaten Regenwasserkanal östlich der Edith-
Weyde-Straße ist nicht mehr vorgesehen. Stattdessen wird im Rahmen 
des Ausbaus der Edith-Weyde-Straße zu einer öffentlichen Verkehrs-
fläche eine Kanaltrasse und sonstige erforderliche Ver- und Entsor-
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gungsleitungen in den südlichen Teil der Edith-Weyde-Straße verlegt. 
Damit wird für alle Bauflächen innerhalb des Plangebietes die Erschlie-
ßung an das öffentliche Ver- und Entsorgungssystem hergestellt. Ein 
Anschluss an die derzeit im Plangebiet vorhandenen privaten Ver- und 
Entsorgungsleitungen ist nicht mehr erforderlich. 
 
zu 5.): Hydrologisches Gurtachten: 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde durch die 
Middendorf-Service GmbH ein hydrogeologisches Gutachten erstellt. 
Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass auch unter Berücksichti-
gung der durch die Currenta betriebenen Entnahmebrunnen, keine ne-
gativen Auswirkungen auf die hydrogeologische und hydrologische Si-
tuation im Plangebiet bestehen oder zukünftig zu erwarten sind. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen und hinsichtlich des 
vorbeugenden Immissionsschutzes, der Art der baulichen Nutzung und 
der technischen Ver- und Entsorgung gefolgt. 
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A 7: Bayer Real Estate GmbH vom 05.02.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde für den 
wegfallenden Fuß- und Radweg, südlich des für die Ansiedlung der 
Hauptfeuer- und Rettungswache vorgesehenen Standortes, ein neuer 
Fuß- und Radweg festgesetzt. Die vorgesehene Wegeführung berück-
sichtigt eine angemessene Nutzung der südlich angrenzenden „Drei-
ecksfläche“. Die Wegeführung ermöglicht eine unmittelbar Erschließung 
auf Leverkusener Stadtgebiet von der Edith-Weyde-Straße aus. Anstatt 
der bisher vorgesehen Festsetzung als Fläche für Stellplätze wird nun, 
entsprechend der Äußerung, eine überbaubare Grundstücksfläche fest-
gesetzt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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